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Zum Abschluss des zweitägigen Besuchs des österreichischen Bundeskanzlers gaben Regierungschef Hans 
Der österreichische Bundeskanzler Dr. Franz Vranitzky war auch Gast a u f  Schloss Vaduz. Unser Bild zeigt Brunhart und  Dr. Franz Vranitzky eine gemeinsame Pressekonferenz. Europäische Fragen standen nach 
ihn bei der Begrüssung von Fürst Marie, rechts Fürst Hans-Adam II. Bei den Gesprächen mit der Regierung ihren Aussagen im Mittelpunkt der Gespräche zwischen der liechtensteinischen und österreichischen Regie-
sowie au f  Schloss Vaduz wurden die guten gegenseitigen Beziehungen unterstrichen. rungsdelegation. 

Ein grosses Mass an Übereinstimmung in den europäischen Integrationsfragen 
Abschluss des zweitägigen Besuchs des österreichischen Bundeskanzlers Dr. Franz Vranitzky im Fürstentum Liechtenstein - Keine zwischenstaatlichen Probleme Österreich - Liechtenstein 

(G.M.) - Obwohl Liechtenstein und 
Österreich nicht von den gleichen Prä
missen ausgehen, erscheint die Schaffung 
eines Europäischen Wirtschaftrsraumes 
(EWR) doch beiden Seiten eine adäquate 
Form der Ausgestaltung des Verhältnis
ses zur EG. Diese Erklärung gab Regie
rungschef Hans Brunhart am Donnerstag 
an einer Pressekonferenz zum Abschluss 
des zweitägigen Besuchs des österreichi
schen Bundeskanzlers Franz Vranitzky 
im Fürstentum Liechtenstein ab. Wie 
Bundeskanzler Franz Vranitzky vor den 
Medien ausführte, sind bei den Gesprä
chen mit der liechtensteinischen Regie
rung vor allem europäische Fragen im 
Vordergrund gestanden. 

D e r  relativ kurze Aufenthalt des öster
reichischen Bundeskanzlers und das 
dichtgedrängte Besuchsprogramm mit 
einem Empfang auf Schloss Vaduz bei 
Fürst Hans-Adam II., dem Zusammen
treffen mit österreichischen Landsleuten 
sowie der Besichtigung eines Industriebe
triebes Hessen nur wenig Zeit für die Ge
spräche zwischen der österreichischen 
und liechtensteinischen Regierungsdele
gation. Die Schwerpunkte lagen beim of
fiziellen Arbeitsgespräch,' wie an der 
Pressekonferenz von Bundeskanzler Vra
nitzky und Regierungschef Hans Brun
hart unterstrichen wurde, bei Fragen der 
europäischen Integration. 

Rechtsstellung der Österreicher 
Dennoch befassten sich die Gesprächs

teilnehmer auch mit dem Problem der 
Rechtsstellung der Österreicher in Liech
tenstein. Gemäss einem Wunsch Öster
reichs prüfte nach Angaben Brunharts 
die liechtensteinische Regierung die Fra
ge einer Gleichstellung der Österreicher 
mit den Schweizern oder zumindest eine 
Annäherung der unterschiedlichen 
Rechtsstellungen. Dieser Problemkreis 
war bereits vor vier Jahren, als sich Re
gierungschef Brunhart zu einem Besuch 
in Wien aufhielt, zur Sprache gekommen, 
wobei der liechtensteinische Regierungs
vertreter damals die Zusicherung baldi

ger Verhandlungen abgab. Inzwischen 
hat sich die Position Liechtensteins inso
fern etwas geändert, nachdem bislang 
keine Verhandlungen aufgenommen wur
den, dass dieser Fragenkomplex im Rah
men des vorgesehenen EWR-Abkom-
mens über den freien Personenverkehr 
geregelt werden soll. Regierungschef 
Brunhart führte bezüglich des nicht ein
gelösten Versprechens der Verhand
lungsaufnahme an, dass Bundeskanzler 
Vranitzky Verständnis für die liechten
steinische Absicht gezeigt habe, diesen 
Fragenkomplex in einem grösseren Zu
sammenhang zu sehen und einer Lösung 
zuzuführen. Hauptunterschied zwischen 
der Rechtsstellung der Österreicher und 
Schweizer in Liechtenstein besteht darin, 
dass die Österreicher eine Niederlas
sungsbewilligung erst nach einem zehn
jährigen Aufenthalt erhalten, während 
die Schweizer schon nach fünf Jahren 
eine Niederlassungsbewilligung beantra
gen können. 

Grosses Mass an Übereinstimmung 
In der Bewertung der europäischen Si

tuation stellte Regierungschef Hans 
Brunhart in seiner einleitenden Erklä
rung «nicht überraschend» ein «grosses 
Mass an Übereinstimmung» fest. Im Rah
men der EWR-Verhandlungen sind nach 
seinen Worten noch eine Reihe nicht ein

facher Fragen zu lösen, die Österreich 
und Liechtenstein teilweise in unter
schiedlicher Ausprägung treffen würden. 

Auch Bundeskanzler Vranitzky erwähnte 
die bekannten Probleme bei den Ver
handlungen zwischen EFTA und E G ,  ins
besondere die Fischereifrage für die nor
dischen Staaten, die Unterstützung eini
ger entwicklungsschwacher EG-Gebiete 
durch EFTA-Länder sowie den Transit
verkehr über die Alpen. Die österreichi
sche Bundesregierung geht nach den 
Worten Vranitzkys von der Vorstellung 
aus, dass ein Taansitabkommen mit der 
E G  geschlossen werden kann, das nach 
dem «Prinzip der Dauerhaftigkeit» auch 
im Falle des EG-Beitritts Österreichs 
Gültigkeit habe. Optimistisch äusserte 
sich Vranitzky in bezug auf den Ab
schluss des EWR-Abkommens im Rah
men der  Salzburger Konferenz Ende Ju
ni. Für Österreich ist der  Beitritt zum 
EWR,  wie e r  deutlich unterstrich, nur 
eine Zwischenstufe auf dem Weg in die 
Europäische Gemeinschaft. In  diesem 
Zusammenhang gab Vranitzky seiner 
Hoffnung Ausdruck, dass die EG-Bei
trittsgespräche bald aufgenommen wer
den könnten. Hinsichtlich der Frage, ob  
die E G  vor der Erweiterung eine Vertie
fung innerhalb der heutigen zwölf E G -
Staaten durchführen sollte, verdeutlichte 

Vranitzky die österreichische Vorstel
lung, wonach Österreich durchaus aktiv 
an der  Vertiefung - mit den Stichworten 
Währungsunion oder politische Union -
mitwirken könnte. 

Kein EG-Beitritt Liechtensteins 
«Aus heutiger Sicht» schloss Regie

rungschef Brunhart auf eine entsprechen
de Frage einen EG-Beitritt Liechten
steins aus. Allerdings schränkte er seine 
Aussage ein, indem er  betonte, dass man 
heute nicht wisse, wie sich die E G  in 
Zukunft entwickle. Für  Liechtenstein gel
te es, wie für andere europäische Klein
staaten, die Möglichkeiten ganz reali
stisch zu betrachten, fügte Brunhart bei. 

Nach seiner Aussage wollen die Schweiz 
und Liechtenstein ihr partnerschaftliches 
Verhältnis der  gesamteuropäischen Ent
wicklung anpassen. Das Modell, dass 
Liechtenstein dem EWR-Vertrag nicht 
beitreten würde, der Zollvertrag mit de r  
Schweiz und das Freihandelsabkommen 
mit der E G  aber aufrechterhalten bleibe, 
ist für Brunhart, wie er auf eine Frage 
kurz erklärte, nicht nur technisch nicht 
durchführbar, sondern auch politisch un
denkbar. Z u  den politischen Zielsetzun
gen Liechtensteins gehört nach seinen 
Worten, dass Interesse an der europäi
schen Integration bestehe. Mit dem A b 

schluss des Freihandelsabkoqimens habe 
Liechtenstein vor zwei Jahren hinsichtlich 
der EWR-Verhandlungen nicht bei Null 
beginnen müssen, meinte Brunhart und 
führte weiter aus, dass sich Liechtenstein 
um einen Status als eigenständiger Ver
tragspartner bemüht habe. Die bevorste
hende Aufnahme als siebter Mitgliedstaat 
in die EFTA ist nach seinen Worten das 
Ergebnis dieser Bemühungen. 

Pflege der Nachbarschaft 
Wie bereits beim Besuch des schweize

rischen Bundesrates und Aussenminin-
sters Rene Felber vor drei Wochen wurde 
auch diesmal in Vaduz die gute, freund
schaftliche Zusammenarbeit zwischen 
den beiden Nachbarstaaten unterstri
chen. Bundeskanzler Vranitzky erwähnte 
in seiner einleitenden Stellungnahme, 
dass es zu den «hochrangigen Aufgaben» 
gehöre, die gute Nachbarschaft zu pfle
gen. 

Ein derartiger Besuch vermöge über 
die Fachfragen hinaus die freundnachbar
lichen Kontakte zwischen Österreich und 
Liechtenstein zu unterstreichen und zu 
dokumentieren. In diesem Zusammen
hang erinnerte Vranitzky auch an die gu
te Zusammenarbeit in internationalen 
Organisationen zwischen Österreich und 
Liechtenstein, wo Übereinstimmung und 
Gleichklang gegeben sei. 

Papst ernennt Vermittler im Fall Haas 
Wunsch der Schweizer Bischofskonferenz erfüllt 
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Bern (spk) Papst Johannes Paul II. hat 
den aus Mainz stammenden deutschen 
Erzbischof Karl-Josef Rauber zum Ver
mittler im Fall Bischof Haas der katholi
schen Kirche Schweiz bestimmt. Diese 
Ernennung hat Weihbischof Joseph Can-
dolfi, Präsident der Schweizer Bischofs
konferenz (SBK) am Donnerstag in Bern 
bekanntgegeben. 

Die Bischofskonferenz, die sich vom 3. 
bis 6. Juni in Einsiedeln zur Sommersit
zung getroffen hatte, zeigte sich hocher
freut über die Ernennung des Sittener 
Bischofs Henri Schwery ziim Kardinal. 
Candolfi wertete diese Ernennung als 
Vertrauensbeweis des Papstes in die 
Schweizer Bischofskonferenz. 

Zur  Nachfolgerin des in den Vatikan 
berufenen Leiters der  Informationsstelle 
der SBK, Hans-Peter Röthlin, haben die 
Bischöfe die Luzerner Theologin Maria 
Brun gewählt. Diese Ernennung wurde 
von SBK-Sekretär Pater Roland Trauffer 
als einzigartig in Europa bezeichnet. 

Delegierter des Papstes 
Die Schweizer Bischofskonferenz hatte 

laut Candolfi den Papst bei ihrem Besuch 

in Rom um die Ernennung eines neutra
len Vermittlers im Fall Haas gebeten. 
Diesem Wunsch ist der Papst nun nachge
kommen. Erzbischof Rauber ist Präsi
dent de r  päpstlichen Akademie in Rom, 
der eigentlichen Diplomatenschule des 
Vatikans. 

Erzbischof Rauber werde wahrschein
lich ab ungefähr Mitte August während 
einigen Wochen in der Schweiz tätig sein, 
sagte Candolfi. Dabei werde er  mit sämt
lichen Mitgliedern der Schweizer Bi-
schofskonferenz Einzelgespräche führen, 
um sich so ein Bild von den Problemen 
machen zu können, die rund um die Er
nennung von Bischof Wolfgang Haas zum 
Bischof entstanden sind. 

SBK-Präsident Candolfi schilderte die 
arbeitsintensiven zwei Tage, welche die 
Schweizer Bischofskonferenz am 29. und 
30. April zusammen mit dem Papst in 
Rom verbracht habe. Ingesamt hätten sie 
während 17 Stunden mit dem Papst zu
sammen gearbeitet. In seinem Grusswort 
habe er  dem Papst und seinen engen, 
ranghohen Mitarbeitern geschildert, 
welch «penible Periode» die katholische 
Kirche Schweiz erlebe. 

Aussenministertreffen heute in Genf 
Wollen offenbar letzte Hürden a u f  dem Weg z u m  Gipfel nehmen 

Genf/Kopenhagen (AP) In Genf 
kommt es am Freitag zu einer Begegnung 
der Aussenminister der USA und der 
UdSSR, deren Ziel es offenbar ist, die 
letzten Hürden auf dem Weg zu dem 
Moskauer Gipfeltreffen der beiden Su
permächte zu überwinden. Eine Spreche
rin der Genfer Stadtverwaltung gab am 
Donnerstag bekannt, US-Aussenminister 
James Bakerund sein sowjetischer Kolle
ge Alexander Bessmertnych würden am 
Freitag nachmittag in der Westschweizer 
Stadt erwartet. 

I n  Kopenhagen, wo Baker an der Früh
jahrstagung der NATO-Aussenminister 
teilnimmt, verlautete am Donnerstag aus 
diplomatischen Kreisen, das Genfer Tref
fen habe den Zweck, den amerikanisch
sowjetischen Vertrag über die Verringe
rung der beiderseitigen strategischen 
Atomwaffen um ein Drittel (START) un
terschriftsreif zu machen. Die  Präsiden
ten der USA und der UdSSR, George 
Bush und Michail Gorbatschow, wollen 
das Vertragswerk bei ihrem Moskauer 
Gipfeltreffen unterzeichnen, das ur
sprünglich schon im Februar stattfinden 

sollte, dessen genauer Termin aber im
mer  noch nicht festzustehen scheint. 

I n  Moskau sagte der sowjetische Aus-
senamtssprecher Witali Tschurkin der 
A P ,  das Genfer Treffen werde sich ver
mutlich «auf die strategischen Offensiv
waffen im Lichte des bevorstehenden 
Gipfels» konzentrieren. Bessmertnych 
hielt sich am Donnerstag zusammen mit 
Gorbatschow in Schweden auf. Tschurkin 
teilte mit, die Genfer Begegnung sei von 
den beiden Aussenministern am vergan
genen Wochenende bei ihrem Gedanken
austausch in Lissabon vereinbart worden. 
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